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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

C’est le conseiller national vaudois Yves Christen (prd) qui a repris la présidence du
Nouveau Mouvement européen suisse (NOMES) en début d’année. En nette perte de
vitesse sur les plans politique et médiatique, le NOMES était à la recherche d’un
nouveau souffle. 1

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 03.04.2004
ELIE BURGOS

Le Nouveau Mouvement européen suisse (Nomes) a élu la conseillère nationale radicale
bernoise Christa Markwalder à sa présidence au mois de mai. Elle a succédé au
conseiller national vaudois Yves Christen. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 08.05.2006
ELIE BURGOS

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Nach der Niederlage, welche die Auns mit ihrer Staatsvertragsinitiative im Juni erlitt,
war die schwindende Schlagkraft der einst als Anti-Europa-Organisation von Christoph
Blocher mitgegründeten Organisation auch ein Thema in der SVP. Zwanzig Jahre nach
dem EWR-Erfolg müsse der Kampf gegen den schleichenden EU-Beitritt neu lanciert
werden. Am 20-jährigen Jubiläum der Auns regte Christoph Blocher deshalb ein
Komitee mit Integrationskritikern aus allen bürgerlichen Parteien an. Die SVP
beauftragte Nationalrat Thomas Aeschi (ZG) als Leiter dieses Projektes. 3

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.09.2012
MARC BÜHLMANN

Verbände

Verbände

Die für einen Beitritt der Schweiz zur EU kämpfenden Organisationen „Neue
Europäische Bewegung“ (NEBS; rund 7000 Mitglieder) und „Bewegung Renaissance
Suisse Europe“ (300 Mitglieder), welche am 4. März in der Volksabstimmung über die
Initiative „Ja zu Europa“ eine schwere Niederlage erlitten hatten (23% Ja-Stimmen),
beschlossen in der Folge eine Fusion. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.06.2001
HANS HIRTER

Industrie, Handel und Unternehmer

Die Schweizerische Handelskammer wählte am 30. März Rudolf Ramsauer als
Nachfolger des altershalber zurücktretenden Kurt Moser zum neuen Direktor
(Generalsekretär) des Vororts. Ramsauer hatte seine Karriere vor allem als
Handelsdiplomat gemacht und war zuletzt Vizedirektor des Bundesamtes für
Aussenwirtschaft.

Der Vorort betonte mehrmals die grosse Bedeutung des Abschlusses eines bilateralen
Abkommens mit der EU für die schweizerische Wirtschaft und setzte in diesem
Zusammenhang auch seine Inseratekampagne zugunsten eines solchen Vertrags fort.
Konsequenterweise unterstützte er denn auch tatkräftig die namentlich vom
Gewerbeverband bekämpfte Einführung einer leistungsabhängigen
Schwerverkehrsabgabe, welche der Vorort als wichtige Voraussetzung für einen
erfolgreichen Abschluss der Vertragsverhandlungen mit der EU einschätzte. 5

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.09.1998
HANS HIRTER
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Bei den eidgenössischen Wahlen vom Oktober schafften zwei prominente
Repräsentanten von Unternehmerverbänden auf der Liste der FDP des Kantons Bern
den Einzug in den Nationalrat: Pierre Triponez, Direktor des Schweizerischen
Gewerbeverbandes, und Johann Schneider-Ammann, Präsident des Verbandes der
Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (Swissmem).

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 24.10.1999
HANS HIRTER

Der Ruf nach einer Fusion der drei Dachorganisationen der Industrie und des Handels,
Vorort, Arbeitgeberverband und Wirtschaftsförderung (wf), zwecks Verbesserung der
Schlagkraft in der politischen Auseinandersetzung, ertönte im Berichtsjahr etwas lauter.
Namentlich die Schweizerische Gesellschaft der chemischen Industrie und der
Präsident der wf, Heini Lippuner, machten sich für diese Idee stark. Am «Tag der
Wirtschaft», einem erstmals gemeinsam durchgeführten öffentlichen Teil der
Jahresversammlungen der drei Organisationen gab Vorortspräsident Leuenberger
bekannt, dass seine Organisation diesen Plänen positiv gegenüberstehe und
beschlossen habe, einen Zusammenschluss zu prüfen. Skeptisch gab sich hingegen der
Arbeitgeberverband. Sein Vorstand sprach sich im Herbst sehr deutlich gegen eine
Fusion aus. Nur die Vertreter der Chemie und der Maschinenindustrie stimmten zu; bei
den übrigen dominierten die Befürchtungen, dass die Interessen der KMU in einem
gemeinsamen Verband nicht mehr so gut berücksichtigt würden. Der Vorort und die wf
(die heute weitgehend die Funktion einer Zentrale für Öffentlichkeitsarbeit für den
Vorort, den Arbeitgeberverband und weiteren Wirtschaftsorganisationen wie etwa der
Bankiervereinigung erfüllt) liessen sich davon nicht entmutigen und beschlossen, die
Fusionsidee weiter zu verfolgen. Gegen Jahresende stimmten die Vorstände beider
Organisationen einer Vereinigung zu. Dieser Entscheid muss noch von der Delegierten-
resp. der Mitgliederversammlung abgesegnet werden; als Termin für den
Zusammenschluss wurde der Herbst 2000 ins Auge gefasst. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 02.12.1999
HANS HIRTER

Die im Vorjahr eingeleitete Fusion des Vororts des Schweizerischen Handels- und
Industrievereins mit der Wirtschaftsförderung (wf) wurde plangemäss am 15.
September in Lausanne beschlossen. Der neue Dachverband, welchem der
Arbeitgeberverband nicht angehört, erhielt den Namen „economiesuisse – Verband der
Schweizer Unternehmen“. Präsident wurde der bisherige Vorort-Vorsitzende Andres
Leuenberger. 7

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.09.2000
HANS HIRTER

Der Genfer Privatbankier Pierre Mirabaud löste den Basler Georg Krayer als Präsident
der Schweizerischen Bankiervereinigung ab. Letzterer hatte dem Verband während elf
bewegten Jahren vorgestanden, welche geprägt waren von grossen Umstrukturierungen
(u.a. Fusion der Grossbanken SBV und SBG), den Auseinandersetzungen über die
nachrichtenlosen Vermögen aus dem 2. Weltkrieg und den intensivierten Angriffen des
Auslandes (namentlich der EU) auf das schweizerische Bankgeheimnis. Beim
Schweizerischen Arbeitgeberverband löste der Berner Unternehmer Rudolf Stämpfli
den zurücktretenden Fritz Blaser als Verbandspräsident ab. 8

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 24.06.2003
HANS HIRTER

Beim Schweizerischen Gewerbeverband (SGV) versuchte die SVP ihren traditionell
bestehenden Einfluss durch die Wahl eines der ihrigen zum Nachfolger für den
zurücktretenden Verbandspräsidenten Hans-Rudolf Früh (fdp, AR) noch zu stärken.
Interesse zeigten die beiden Zürcher SVP-Nationalräte Zuppiger, der vom Aargauer
Gewerbeverband empfohlen wurde, und Bortoluzzi . Zu einer Nomination und
Kampfwahlen kam es aber nicht; die Gewerbekammer (das Parlament des SGV) empfahl
einstimmig den bisherigen Vizepräsidenten, Nationalra Edi Engelberger (fdp, NW), zur
Wahl. Diese erfolgte an der Delegiertenversammlung vom 27. Mai in Bern. Der SGV
feierte an diesem Kongress auch sein 125-jähriges Bestehen. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.05.2004
HANS HIRTER

Nachdem es in den letzten Jahren den Anschein gemacht hatte, dass die bei den
Wahlen so erfolgreiche SVP die FDP in ihrer Rolle als wichtigste politische Verbündete
der Unternehmer und ihrer Verbände konkurrenzieren könnte, setzte nun eine
Gegenbewegung ein. Dazu mag der ruppige Stil der SVP und einzelner ihrer Exponenten
insbesondere in ihren politischen Kampagnen bei Volksabstimmungen – etwa bei den
beiden Einbürgerungsvorlagen – beigetragen haben. Wichtiger war aber wohl die
Opposition der SVP gegen Teile der Bilateralen II mit der EU und gegen die Ausweitung

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 23.09.2004
HANS HIRTER
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der Personenfreizügigkeit auf die neuen mittel- und osteuropäischen EU-Mitglieder,
und damit die Gefährdung der gesamten bilateralen Abkommen mit der EU.
Organisatorischen Ausdruck fand die wieder stärker gewordene Bindung der Wirtschaft
an die FDP in der Gründung eines Vereins „Freunde der FDP“, dem namhafte
Unternehmer (darunter sechs Vorstandsmitglieder des Dachverbandes Economiesuisse)
angehören. 10

Auch die Dachorganisation der KMU, der Schweizerische Gewerbeverband (SGV),
empfahl die Zustimmung zu den beiden Abkommen mit der EU und stellte sich damit
gegen die SVP.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 21.07.2005
HANS HIRTER

Sowohl bei Economiesuisse als auch beim Arbeitgeberverband kündigten sich im
Berichtsjahr personelle Wechsel an. Economiesuisse-Präsident Ueli Forster teilte
seinen Rücktritt auf Herbst 2006 mit. Als mutmasslicher Nachfolger wurde der Zürcher
Manager Andreas Schmid präsentiert. Der Arbeitgeberverbandsdirektor Peter Hasler
gab ebenfalls seinen Rücktritt bekannt. Zu seinem Nachfolger mit Amtsantritt am 1. Juni
2006 wählte der Verband Thomas Daum, welcher bisher Swissmem, die
Unternehmerorganisation der Maschinenindustrie leitete. 11

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 07.12.2005
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) und der Arbeitgeberverband ergriffen
zusammen das Referendum gegen die von einer SP-CVP-GP-Mehrheit im Parlament
beschlossene Vereinheitlichung der bisher gemäss kantonalem Recht ausbezahlten
Kinderzulagen. Da die neuen Minimalbeträge über den Ansätzen der meisten Kantone
liegen, waren für diese weitgehend von den Arbeitgebern finanzierten Sozialleistungen
mit Mehrkosten von rund 700 Mio Fr. pro Jahr zu rechnen. In der Volksabstimmung
unterlagen die Unternehmer bei einem Ja-Stimmenanteil von 68% deutlich. 12

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 04.05.2006
HANS HIRTER

Wie vorgesehen ersetzte Thomas Daum auf Anfang Juni den bisherigen Direktor des
Schweizerischen Arbeitgeberverbandes Peter Hasler. 13

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.06.2006
HANS HIRTER

Als Nachfolger für den zurücktretenden Economiesuisse-PräsidentenUeli Forster
wählte die Delegiertenversammlung am 27. März den Zürcher Manager Andreas Schmid.
Obwohl er als einziger Kandidat antrat, war der namentlich von den Banken unterstützte
Schmid nicht unumstritten. Kurz vor seinem geplanten Amtsbeginn bei Economiesuisse
anfangs September trat Schmid im Streit aus dem Verwaltungsrat des Reisekonzerns
Kuoni zurück und erklärte gleichzeitig, auch für das Verbandspräsidium nicht mehr zur
Verfügung zu stehen. Forster willigte danach ein, seinen Rücktritt auf Ende November
zu verschieben. Als Kronfavorit für die Nachfolge kristallisierte sich der 58jährige
Gerold Bührer heraus. Der freisinnige Schaffhauser Nationalrat und ehemalige
Präsident der schweizerischen FDP kündigte an, dass er im Fall einer Wahl sein
Parlamentsmandat im Herbst 2007 aufgeben würde. Seine Wahl zum neuen
Economiesuisse-Präsidenten und auch der Amtsantritt erfolgten am 20. November. 14

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 21.11.2006
HANS HIRTER

Zwischen dem Dachverband Economiesuisse und zwei seiner Mitgliederorganisationen
kam es im Berichtsjahr zu offenen Problemen. Sowohl der von Nationalrat Schneider-
Ammann (fdp, BE) präsidierte Verband der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie
(Swissmem) als auch der von Nationalrat Messmer (fdp, TG) präsidierte
Baumeisterverband gaben bekannt, dass sie einen Austritt aus dem Dachverband
überprüfen würden. Swissmem reichte Ende Mai die vorsorgliche Kündigung der
Verbandsmitgliedschaft auf Jahresende ein, räumte aber ein, dass er diese bei einer
angemessenen Reduktion der Verbandsbeiträge wieder zurück ziehen könnte. Die
Delegiertenversammlung der Bauunternehmer ermächtigte die Verbandsleitung
ebenfalls, aus der Economiesuisse auszutreten und nur noch dem Gewerbeverband und
der Arbeitgeberorganisation anzugehören. Dabei wurde deutlich, dass es beiden
Organisationen nicht nur um die als zu hoch kritisierten Verbandsbeiträge ging,
sondern der Konflikt auch politische Hintergründe hatte. Die Baumeister führten den
Gegensatz zwischen binnenorientierter Wirtschaft und den in einem internationalen
Umfeld tätigen Unternehmen ins Feld. Swissmem monierte Interessengegensätze

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.11.2006
HANS HIRTER
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zwischen der Pharmaindustrie und der Maschinenindustrie im Bereich der
Parallelimporte und die unterschiedlichen Interessen der Exportwirtschaft und der
Banken in der Währungspolitik. Aber auch die hohen Managerlöhne in der
Pharmabranche und bei den Grossbanken war für Swissmem Anlass für Kritik, da mit
dieser Diskussion das Ansehen der Unternehmen insgesamt in Mitleidenschaft gezogen
würde. Während der Präsident von Economiesuisse, Ueli Forster, für die politischen
Argumente der Baumeister einiges Verständnis aufbrachte, wies er diejenigen von
Swissmem als unbegründet zurück. Die bei Economiesuisse eingeleiteten
Sparanstrengungen und Strukturreformen sowie die in Aussicht gestellte
Strategiediskussion bewogen Swissmem und die Baumeister, kurz vor dem Amtsantritt
des neuen Präsidenten Bührer die Austrittdrohung zurück zu nehmen. Als Eckpunkt der
neuen Strategie für Economiesuisse nannte Bührer die Konzentration der
Verbandspolitik auf acht Kernthemen. 15

Der Konflikt, der im Vorjahr zwischen Economiesuisse und seinen
Mitgliederorganisationen Swissmem und Baumeisterverband offen ausgebrochen war,
konnte im Berichtsjahr beigelegt werden. Die durchgeführten Sparübungen bei
Economiesuisse und auch die verstärkte Berücksichtigung der Anliegen der Industrie
hatten zur Beruhigung beigetragen und Swissmem veranlasst, die im Vorjahr angedrohte
Kündigung der Mitgliedschaft definitiv zurück zu ziehen. 16

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.08.2007
HANS HIRTER

Nach neun Jahren Amtszeit trat der Direktor (Geschäftsführer) des
Wirtschaftsdachverbands Economiesuisse, Rudolf Ramsauer, von seinem Posten
zurück. Als Nachfolger wählte der Vorstand den 36jährigen Genfer Pascal Gentinetta,
der bereits seit 1999 bei Economiesuisse tätig war. 17

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 06.09.2007
HANS HIRTER

Die obersten Repräsentanten des Schweizerischen Gewerbeverbandes (SGV),
Präsident Edi Engelberger und Direktor Pierre Triponez (beide fdp), konnten ihre
Nationalratsmandate in den Kantonen Nidwalden und Bern erfolgreich verteidigen.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 26.10.2007
HANS HIRTER

Die imVorjahr eingeleitete Stärkung des Einflusses der SVP auf die Politik des
Schweizerischen Gewerbeverbands (SGV) bestätigte sich. Im September nominierte
der SGV-Vorstand den Zürcher SVP-Nationalrat Bruno Zuppiger einstimmig zum
Nachfolger für den 2010 zurücktretenden Verbandspräsidenten Edi Engelberger (fdp,
NW). 18

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.09.2009
HANS HIRTER

An der Winterkonferenz des Schweizerischen Gewerbeverbandes (SGV) in Klosters
wurde der Abbau von administrativen Hürden für KMU gefordert. Eine vom SGV in
Auftrag gegebene, im Mai präsentierte Studie kam zum Schluss, dass
Regulierungskosten rund 10% des BIP verschlingen würden. Für Gesprächsstoff sorgte
der Aufruf des SGV an seine 300 000 Mitglieder, Billag-Kontrolleuren die Tür zu weisen.
Der Aufforderung vorausgegangen war die Ankündigung der Billag, künftig die
geschuldeten Radio- und Fernsehgebühren auch bei den KMU verstärkt einzutreiben.
Im Berichtsjahr erschien die Gewerbezeitung nicht mehr im Abonnent, sondern
flächendeckend als Gratiszeitung. Der Gewerbeverband versprach sich damit grössere
Aufmerksamkeit und stärkere Schlagkraft bei wichtigen Referenden. Im Mai trat Edi
Engelberger (fdp, NW) als SGV-Präsident zurück. Die Nachfolge trat Bruno Zuppiger
(svp, ZH) an. Mit dem SVP-Politiker wurden im SGV aggressivere Töne angeschlagen und
die öffentliche Aufmerksamkeit auf die Mängel der zwischen der EU und der Schweiz
vereinbarten Personenfreizügigkeit gelenkt. Der Verband schlug zudem eine
stufenweise Anhebung des Rentenalters auf 67 Jahre vor. 19

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 16.10.2010
MARC BÜHLMANN
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An seiner Jahresmedienkonferenz im März wies der Wirtschafsdachverband
Economiesuisse, der im Berichtsjahr sein Zehn-Jahr-Jubiläum feierte, auf den
zunehmenden Vertrauensverlust der Bevölkerung in die Wirtschaft und die Politik hin.
Damit sei auch die massive Ablehnung der BVG-Umwandlungssatzvorlage zu erklären,
für die sich Economiesuisse stark eingesetzt hatte. Die gefühlte Krise verhindere
Unternehmertum und die Unternehmen müssten mittels Transparenz wieder mehr
Vertrauen schaffen. Deshalb machte sich der Verband 2010 für einen indirekten
Gegenvorschlag zur Abzocker-Initiative stark, nachdem er einen solchen im Vorjahr
noch abgelehnt hatte. Vizepräsident Johann Schneider-Ammann bekannte, dass man
vor dieser Initiative aufgrund des momentan herrschenden Misstrauens Respekt habe.
Der im Herbst zum Bundesrat gewählte Schneider-Ammann äusserte sich auch besorgt
zur Entwicklung des Euro-Kurses. Aufgrund der europäischen Schuldenkrise würde der
Franken stärker, was die Exportwirtschaft belaste. Die Schmerzgrenze liege bei einem
Wechselkurs von 1.50 Fr. Das Nein zur Steuergerechtigkeitsinitiative, gegen die die
Economiesuisse stark angekämpft hatte, wurde auch den eigenen Bemühungen
zugeschrieben. 20

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.12.2010
MARC BÜHLMANN

Als Ersatz für den in den Bundesrat gewählten Johann Schneider-Ammann wurde der
vormalige Vizepräsident Hans Hess Präsident des Branchenverbandes Maschinen-,
Elektro- und Metallindustrie (Swissmem). Hess will sich insbesondere der Wechselkurs-
und Rohstofffrage widmen. 21

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 14.12.2010
MARC BÜHLMANN

Der Verband der Chemie- und Pharmaindustrie SGCI änderte seinen Namen in
Scienceindustries und will aus dem Schatten von Economiesuisse hinaustreten.
Scienceindustries vertritt über 250 Firmen, darunter Novartis, Roche und Syngenta. Der
Verband ist gegen einen überstürzten Ausstieg aus der Kernenergie. Als besonders
wichtig wird das Energieabkommen der Schweiz mit der EU betrachtet, da dieses ein
gesamtheitliches und koordiniertes Vorgehen vorsehe, was unterstützenswert sei. Die
Personenfreizügigkeit wird von Scienceindustries als lebenswichtig für die eigenen
Mitglieder und die Industrie betrachtet. 22

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 19.05.2011
DEBORA SCHERRER

Economiesuisse setzte sich im April des Berichtsjahres für das Bundesgesetz über
Prävention und Gesundheitsförderung ein, obwohl Vertreter der Wirtschaft gespalten
waren. Das Gesetz wurde im Berichtsjahr vom Nationalrat abweichend zur Vorlage des
Bundesrates überwiesen. Der Ständerat beschloss hingegen Nichteintreten. Erstmals
meldete sich der Wirtschaftsdachverband auch zu gesundheitspolitischen Fragen und
verlangte in diesem Bereich weniger Staat zugunsten von mehr Markt. Economiesuisse
fordert die Aufhebung des Vertragszwangs in der Grundversicherung und lehnt eine
Einheitskrankenkasse entschieden ab. Im April 2011 startete Economiesuisse zudem
eine millionenschwere Kampagne für AKWs und Gaskombikraftwerke. Der Verband geht
davon aus, dass bis 2020 in jedem Fall neue Grosskraftwerke gebaut werden müssen.
Um die Versorgung sicherzustellen, soll so lange an Kernenergie festgehalten werden,
bis entsprechende Alternativen vorhanden sind. 23

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 07.06.2011
DEBORA SCHERRER

Die Grossunternehmen Cablecom, Sunrise und Orange traten im Frühjahr aus dem
Schweizerischen Telekommunikationsverband Asut aus. Sie begründeten ihren Schritt
damit, dass ihre Interessen gegenüber jenen des Marktführers Swisscom zu kurz kämen.
Asut-Präsident Fulvio Caccia bedauerte diesen Entscheid und bestätigte, dass dies
Sparmassnahmen innerhalb der Organisation nach sich ziehen werde. Er betonte aber,
dass die Austritte nicht existenzbedrohend seien, da der Verband immer noch rund
430 Mitglieder der Branche vertrete. 24

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 07.04.2012
JOHANNA KÜNZLER

Nach dem skandalbedingten Rücktritt Bruno Zuppigers (svp, ZH) suchte der
Schweizerische Gewerbeverband SGV zu Jahresbeginn einen neuen Präsidenten. Zur
Wahl standen die vier Nationalräte Sylvia Flückiger-Bäni (svp, AG), Jean-François Rime
(svp, FR), Lorenz Hess (bdp, BE) und Gerhard Pfister (cvp, ZG) sowie der Ständerat Jean-
René Fournier (cvp, VS). Sowohl aus partei- als auch aus regionalpolitischer Sicht
wurden Rime von Beginn an die meisten Chancen eingeräumt: Die SVP hatte mit
Zuppiger zum ersten Mal das Präsidium gestellt und war nun nach nur einem Jahr nicht
bereit, es schon wieder abzugeben. Ausserdem hatte dem SGV bisher noch nie ein
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Vertreter der Romandie vorgestanden. Am 23. Mai wählten 550 Delegierte wie erwartet
Rime ins Präsidium. Der Sägewerksbesitzer, der in den vergangenen Jahren zweimal für
den Bundesrat kandidiert hatte, wurde so zum Leiter der politischen Vertretung von
300 000 Schweizer KMUs gekürt. 25

Economiesuisse-Präsident Gerold Bührer (fdp, SH) kündigte im Sommer seinen
Rücktritt von der Spitze des Wirtschaftsdachverbandes an. Als Nachfolger präsentierte
der Vorstand Rudolf Wehrli, Präsident des Chemiekonzerns Clariant und ehemaliger
Präsident des Pharma- und Chemiebranchenverbandes SGCI (heute Scienceindustries).
Wehrli war der breiteren Öffentlichkeit bisher kaum bekannt. Er sei aber in der
Wirtschaft stark vernetzt und gelte als ruhiger Stratege und Analytiker mit
integrierender Persönlichkeit. Die Generalversammlung bestätigte ihn am 31. August.
Die Medien kommentierten, dass auf Wehrli schwierige Zeiten zukommen würden:
Wegen der Finanzkrise und Bonusexzessen auf gewissen Chefetagen habe der
Dachverband in der Bevölkerung an Glaubwürdigkeit verloren. Ausserdem stünden
schwierige Dossiers an: Die Zukunft der Personenfreizügigkeit zwischen Schweiz und
Europäischer Union sowie wichtige Volksinitiativen wie die Abzocker-Initiative, die
Mindestlohn-Initiative und die 1:12-Initiative der Jungsozialisten. 26
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Der auf grünes Wirtschaften ausgerichtete Verband Swisscleantech kündigte im März
an, sein Wirkungsgebiet auf soziale Themen ausweiten zu wollen: Volksbegehren wie die
Abzockerinitiative, 1:12 oder die Mindestlohninitiative würden eine gewisse Wut und ein
Misstrauen gegenüber der Wirtschaft in der Bevölkerung aufzeigen. Die Unternehmen
müssten darauf eingehen, indem sie vermehrt ihre soziale Verantwortung wahrnähmen
und z.B. für eine faire Entlohnung auf allen Stufen sorgten. Gleichzeitig sei der Dialog
mit der Bürgerschaft wichtig, um zu erklären, dass die Schweiz auf das liberale
Wirtschaftsmodell angewiesen sei und dass man die oben genannten Initiativen daher
ablehnen sollte. 27
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Mitte März wurde eine neue wirtschaftsfreundliche Plattform ins Leben gerufen:
„Succèsuisse“ soll sich laut deren Gründer, Nationalrat Ruedi Noser (fdp, ZH), für die
Verteidigung des schweizerischen Erfolgsmodells einsetzen. Dieses werde zurzeit durch
verschiedenste Volksbegehren infrage gestellt; als Beispiele nannte Noser die linke 1:12-
und die Mindestlohn-Initiative sowie die immigrationskritischen Anliegen Ecopop und
die Initiative gegen Masseneinwanderung. Es stünden bereits 200 bis 500 Unternehmen
hinter Succèsuisse, man wolle sich künftig mit Economiesuisse und dem
Gewerbeverband koordinieren. 28
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Der Verband der Treuhänder in der Schweiz beschloss im Sommer, die
Dachorganisation freier Berufe (SVFB) zu verlassen. Als Begründung wurde das
Abstimmungsverhalten von Nationalrat und SVFB-Präsident Pirmin Bischof (cvp, SO)
während den Debatten zur Lex USA angegeben: Bischof habe sich mit seiner
Zustimmung zum Gesetz gegen die fundamentalen Interessen des Verbandes gestellt,
eine Mitgliedschaft sei daher nicht länger tragbar. Auf den Austritt angesprochen,
betonte Bischof, dass im Vorfeld der Ratsdebatten fünf verschiedene Stellungnahmen
beim SVFB eingegangen seien: Als Dachverband müsse man die Interessen aller
Mitglieder vertreten, was er auch in der kritisierten Abstimmung versucht habe. Dem
SVFB werden mit dem Weggang des Treuhänderverbands CHF 15 000 an
Mitgliederbeiträgen entzogen. 29

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 06.07.2013
JOHANNA KÜNZLER

Für grosse Medienaufmerksamkeit sorgten im März die Austrittsdrohung des Verbands
der Schweizerischen Uhrenindustrie (FH) aus der Economiesuisse und die damit
einhergehenden Beanstandungen, welche eines der wichtigsten Mitglieder, Swatch-
Group-Chef Nick Hayek am Dachverband äusserte. Sowohl in der Debatte um den
starken Franken von 2011 wie auch bei der Kampagne gegen den Atomausstieg und bei
der Swissness-Diskussion habe sich die Economiesuisse ungeschickt positioniert.
Tatsächlich war dieser letzte Punkt wohl der Hauptgrund für den angedrohten Austritt:
Der FH war unzufrieden mit der Festlegung des Ständerats im vergangenen Winter, dass
Produkte mit dem Label „Swiss-Made“ nur zu 50% wirklich aus der Schweiz stammen
müssten. Der Verband hatte für eine Sonderlösung plädiert, die zumindest bei Uhren
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eine höhere Schwelle von 60% angesetzt hätte. Als sich das Parlament nach längerem
Hin und Her im Sommer doch noch für eine generelle Untergrenze von 60% aussprach,
war es allein eine Frage der Zeit, bis der FH seine Drohung zurückziehen würde: Nach
der gewonnenen 1:12-Abstimmung und der personellen Reorganisation der
Economiesuisse erfolgte dieser Schritt im November. 30

Heinz Karrer, Präsident von Economiesuisse, verlor 2016 sein gewichtigstes
Verwaltungsratsmandat. Der bis dato schweizerische Reisekonzern Kuoni, dessen
Verwaltungsratspräsident Karrer seit 2014 war, wurde im Mai an die schwedische
Beteiligungsgesellschaft EQT verkauft, wodurch sämtliche Verwaltungsräte von Kuoni
ihre Posten räumen mussten. Nach dem Rücktritt bei Kuoni hatte Karrer zwar noch drei
Verwaltungsratsmandate inne, jedoch war er nirgends mehr Präsident. Damit erfüllte er
eine vage formulierte Vorgabe in den Verbandsstatuten von Economiesuisse nicht
mehr, wonach der Verbandspräsident „in der Regel“ ein Verwaltungsratspräsidium
ausüben sollte. 31

VERBANDSCHRONIK
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Die Niederlage in der Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform III (USR III)
brachte die kampagnenführenden Wirtschaftsverbände, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbänden. Einzelne
Wirtschaftsverbände hätten in der Bevölkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbände zwar «reichlich Geld», aber das Gespür verloren hätten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gespür verortete Gössi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstände in der Wirtschaft aufzeigen zu können. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfährt?», fragte Gössi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttäuscht, dass ihre Partei in der
Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform III wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gössi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Führung übernehmen müssten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die Führung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Präsident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Rühl öffentlich zu wenig
präsent seien, um das Vertrauen der Bevölkerung gewinnen zu können. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-Führung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze wünsche und ihm ein Wechsel im Führungsstab in dieser
Hinsicht gelegen käme. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenführung vom Dachverband getrennt werden solle – eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-III-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsförderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbände gegeben. Würden das Lobbying und
die Kampagnenführung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, könnten sie sich
gegenseitig beschädigen, so Schwarz, weil Lobbying persönliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschäften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenführung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft geprüft habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR III werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Rühl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgfältig analysieren müsse. Sicher wolle man bei
zukünftigen Kampagnen vermehrt die persönliche Betroffenheit bei den Stimmbürgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR III gelungen sei, so Rühl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevölkerung
herzustellen, müsse fortgeführt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Persönlichkeiten wie alt Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
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ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dürften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenführung zurückzuführen sei. Ein Rücktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. 32

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die Neue Europäische Bewegung Schweiz (Nebs) wählte Nationalrätin Christa
Markwalder (fdp, BE) anstelle des ebenfalls freisinnigen Waadtländer Nationalrats Yves
Christen zur Präsidentin. Ziel der aus der Fusion verschiedener
integrationsfreundlicher Gruppen hervorgegangenen Nebs bleibt ein möglichst rascher
Beitritt der Schweiz zur EU. Im Herbst lancierte die Nebs eine Kampagne, welche mit
Hilfe der im Vergleich zur EU hohen Schweizer Konsumentenpreise den Vorteil eines
EU-Beitritts schmackhaft machen wollte. 33
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Im Frühling 2015 wurde von einer Koalition aus Wirtschaft und Politik der Verein Vorteil
Schweiz gegründet mit dem Ziel, die bilateralen Verträge mit der EU zu erhalten. Vorteil
Schweiz wolle eine Koordinationsfunktion wahrnehmen und damit eine Verzettelung
jener Gruppierungen verhindern, die sich nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative für die Rettung der bilateralen Verträge einsetzten,
sagte Mitinitiant und BDP-Nationalrat Hans Grunder gegenüber dem Tagesanzeiger.
Neben anderen Nationalräten aus den Parteien FDP, CVP, SP, GLP und Grüne wird der
Verein auch von zahlungskräftigen Vertretern aus der Wirtschaft unterstützt, wie etwa
von Unternehmer Jobst Wagner, der Unternehmerin Nicole Loeb oder dem Milliardär
Hansjörg Wyss. 34
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Landwirtschaft

Am 1. November 2017 verabschiedete der Bundesrat die Gesamtschau zur
mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrarpolitik, deren Ziel es war, dass die Schweiz
innerhalb der nächsten vier Jahre neue Handelsabkommen abschliessen sollte, was mit
einem partiellen Abbau der Zölle für ausländische Agrarprodukte einhergehen würde.
Der Schweizer Bauernverband (SBV) wehrte sich vehement gegen den angestrebten
Zollabbau des Bundesrats. Ein Dorn im Auge war dem SBV insbesondere ein Satz auf
Seite 59 der Gesamtschau: «Vor diesem Hintergrund wird der Bundesrat in der
mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrarpolitik einen Grenzschutzabbau im
Agrarbereich anstreben, der die Preisdifferenz zwischen dem In- und Ausland um 30
bis 50 Prozent reduziert.» In einer gleichentags veröffentlichten Stellungnahme mit
dem Titel «Bundesrat missachtet Volkswillen und will Landwirtschaft opfern» machte
der SBV geltend, dass es für die Schweizer Bauern ohne Grenzschutz keine «auch nur
annähernd kostendeckende Produzentenpreise» mehr geben würde, was auch die
Direktzahlungen des Bundes nicht kompensieren könnten. Auch stehe der im
September 2017 von der Stimmbevölkerung klar angenommene Verfassungsartikel über
die Ernährungssicherheit im Widerspruch zu den agrarpolitischen Absichten des
Bundesrates. Mehr Freihandel würde eine nachhaltige und tierfreundliche
einheimische Produktion nicht stärken, im Gegenteil, dadurch würde sich der
Strukturwandel verschärfen und der Rückgang von landwirtschaftlichen Betrieben
weiter vorangetrieben, monierte der SBV. Der Bauernverband riet dem Bundesrat, die
Gesamtschau zu «schreddern» – neue Ideen, nicht alte Ideologien seien gefragt. In
einem Interview mit der Berner Zeitung verteidigte der zuständige Bundesrat
Schneider-Ammann den Kurs des Bundesrates. Die EU stehe kurz vor einem
Freihandelsabkommen mit den vier Staaten des Mercosur-Wirtschaftsraums (Brasilien,
Argentinien, Paraguay und Uruguay), was es in Zukunft etwa der deutschen Industrie
aufgrund von Zollreduktionen erlauben werde, viel billiger in diese Staaten zu
exportieren. Wolle die Schweizer Wirtschaft im Exportmarkt gegenüber der
europäischen Industrie konkurrenzfähig bleiben und keine Arbeitsplätze an die
Nachbarstaaten verlieren, dann müsse man beim Mercosur-Abkommen nachziehen. Er
versuchte die Bauern damit zu besänftigen, dass «kein Mensch von komplett zollfrei
[redet]» und im äussersten Fall die Hälfte des heutigen Schutzes aufgegeben werden
müsste. Niemand wolle die Landwirtschaft abschaffen, das sei eine masslose
Übertreibung, so Schneider-Ammann. Zu beruhigen vermochte das den Bauernverband
jedoch nicht; an der Jahresmedienkonferenz im Januar 2018 im solothurnischen
Derendingen bekräftigte der SBV seine Haltung. «Fairer Handel statt Freihandel» war
das Credo des Bauernverbandes, denn eine nachhaltige, umweltschonende und
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tierfreundliche Landwirtschaft sei nicht möglich zu Weltmarktpreisen.

Kurz darauf spitzte sich die Lage zwischen Bauernverbandspräsident Markus Ritter und
Wirtschaftsminister Schneider-Ammann zu. Der SBV wollte bei Schneider-Ammann
persönlich vorsprechen und bat in einem Brief um ein Gespräch, um die
«Zusammenarbeit und die Kommunikation zu besprechen», so Ritter im St. Galler
Tagblatt. Die Verbandsspitze hatte sich bei der Erarbeitung der Gesamtschau des
Bundesrates übergangen gefühlt, da sie vorgängig nicht angehört worden sei.
Schneider-Ammann schlug das Angebot jedoch aus: «Ein separates Treffen mit
Vertretern des Bauernverbandes ist nicht geplant», liess sich das WBF in einigen
Medien zitieren. Stattdessen wolle man im Februar 2018 alle Beteiligten an einen
runden Tisch zum Mercosur-Agrar-Gipfel einladen, um ein Freihandelsabkommen mit
dem südamerikanischen Wirtschaftsraum zu diskutieren. Diese Einladung schlug am 24.
Januar 2018 wiederum der Bauernverband aus. Die Gesamtschau des Bundesrates stelle
keine Grundlage für eine zukunftsfähige Landwirtschaft dar, hiess es in einer
Medienmitteilung des SBV. Einige vom Bundesrat gemachte Annahmen seien «komplett
unrealistisch», so etwa die Kostenentwicklung bei den meisten Vorleistungen oder was
die Löhne für die landwirtschaftlichen Angestellten angehe. Hinzu komme, dass ein Plan
fehle, wie die «massiven Verluste der Bauernfamilien» aufgefangen würden.

Nachdem der Mercosur-Agrar-Gipfel in Bern tatsächlich ohne Bauernverband
abgehalten worden war – andere agrarwirtschaftliche Verbände wie die Schweizer
Milchproduzenten, IP-Suisse, Bio-Suisse, die Agrarallianz oder Proviande hatten daran
teilgenommen – äusserten die Medien Skepsis gegenüber der Strategie des SBV.
«Trotzende Bauern befremden» übertitelte die «Nordwestschweiz» ihren Kommentar,
in welchem der Bauernverband aufgefordert wurde, die Marktöffnung aktiv
mitzugestalten, anstatt sich «trotzig im Reduit zu verschanzen». Die NZZ sprach von
einem «Eigentor des Bauernverbands», weil die Bauern mit der Gesprächsverweigerung
die Sympathien der breiten Bevölkerung und der Wirtschaft aufs Spiel setzen würden.

Im April 2018 reiste eine 50-köpfige Delegation unter der Leitung Schneider-Ammanns
nach Südamerika in die Mercosur-Staaten, um Informationen aus erster Hand zu
erhalten; auch dieser Reise blieb der SBV fern. Es war der negative Höhepunkt in der
Beziehung zwischen dem Bauernverband und dem WBF; danach trat etwas
Entspannung ein. Glaubt man den Mutmassungen in den Medien, so dürften
insbesondere erste Zahlen in den Verhandlungen zwischen den Mercosur-Staaten und
der EU dazu beigetragen haben. Nach aktuellstem Angebot wollte die EU jährlich einen
Import von rund 100'000 Tonnen Rindfleisch zulassen; auf die Bevölkerung der Schweiz
umgerechnet wären das rund 2'000 Tonnen Rindfleisch, dessen Import die Schweiz zu
tieferen Zolltarifen zulassen müsste, würde das Schweizer Abkommen inhaltlich jenem
der EU gleichen. Bei einem jährlichen Schweizer Konsum von 100'000 Tonnen
Rindfleisch, wovon bereits heute 45'000 Tonnen importiert würden, scheine das
verkraftbar, kommentierte die «Nordwestschweiz».

Ende April nahmen Schneider-Ammann und Ritter den Gesprächsfaden wieder auf und
vereinbarten ein Treffen, bei dem es jedoch zu keiner sachlichen Einigung kam –
Schneider-Ammann hielt nach wie vor an jenem Satz auf Seite 59 fest, aufgrund dessen
der Bauernverband auf die Barrikaden gegangen war. Immerhin gestand Ritter anfangs
Mai in der NZZ ein, dass er nicht grundsätzlich gegen Freihandel sei, dass es aber rote
Linien gebe, beispielsweise solle auch in Zukunft zugunsten der Ernährungssicherheit
der heutige Anteil der importierten Lebensmittel von rund 40 Prozent beibehalten
werden und nicht weiter steigen. Zeit für eine «Versachlichung der Diskussion» bleibe,
so Ritter, weil acht betroffene EU-Länder zum EU-Mercosur-Abkommen Vorbehalte
geäussert hätten und damit jene Verhandlungen noch andauern dürften. Einig seien
sich Schneider-Ammann und Ritter jedoch gewesen, dass es in der Kommunikation
zwischen dem Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) und dem Bauernverband
Verbesserungspotenzial gebe; seither tausche man sich wieder aus.

Am 4. Juni 2018 wurde die Gesamtschau des Bundesrates im Nationalrat behandelt und
mit 108 zu 74 Stimmen (7 Enthaltungen) zur Überarbeitung an den Bundesrat
zurückgewiesen, womit sich die Aggrarlobby im Parlament vorerst gegen den Bundesrat
durchsetzen konnte. 35
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Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Die Leitungen der beiden dem CNG angehörenden Arbeitnehmerorganisationen
Gewerkschaft Industrie, Handel und Gewerbe (CMV) und Christlicher Holz- und
Bauarbeiterverband (CHB) beschlossen zu Jahresbeginn eine engere Zusammenarbeit,
welche in eine Fusion münden soll. Die beiden Verbände zählen rund 28'000 resp.
35'000 Mitglieder. In einer Urabstimmung sprachen sich zudem die 18'000 Mitglieder
des Landesverbands freier Schweizer Arbeitnehmer (LFSA) mit sehr deutlichem Mehr
für einen Beitritt zu diesem neuen Verband aus. Die vierte daran beteiligte Organisation
ist die dem CNG angehörende und gut 3'000 Mitglieder zählende Grafische
Gewerkschaft (SGG). An einem ausserordentlichen Kongress am 12. September in Biel
stimmten die Delegierten aller vier Verbände der Vereinigung mit klaren Mehrheiten zu
und gründeten die neue Gewerkschaft mit dem Namen «SYNA». Am 1. Oktober nahm sie
ihre Tätigkeit auf. 36
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